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Freiburger Sozialämter sind wachsam
Zwischen April und Juli 2011 mussten 158 Personen im Kanton Freiburg Sozialhilfe beantragen, weil sie keinen 
Anspruch mehr auf Arbeitslosengeld hatten. Das sind weit weniger, als vom kantonalen Sozialamt befürchtet.

CAROLIN FOEHR

1397 Arbeitslose sind 2011 im
Kanton Freiburg ausgesteuert
worden, 400 mehr als im Vor-
jahr. Die meisten davon, näm-
lich 250, waren direkt vom re-
vidierten Arbeitslosengesetz
betroffen, das im April 2011 in
Kraft getreten ist. Laut dem
Gesetz erhalten Arbeitslose,
die mindestens ein Jahr lang
ihren Beitrag an die Arbeitslo-
senversicherung gezahlt ha-
ben, 260 Tage lang Arbeitslo-
sengelder. Im alten Gesetz
waren 400 Taggelder gestattet.

Als das Schweizervolk im
Herbst 2010 über die Kürzun-
gen bei der Arbeitslosenversi-
cherung abzustimmen hatte,
warnten besonders Gewerk-
schaften und linke Parteien
vor einem «Ansturm auf die
Sozialämter». Sie kritisierten
damals unter anderem, die
Gesetzesrevision sei eine «ein-
zige Kostenverschiebung» zu-
lasten der Gemeinden. Auch
im Vorfeld des Inkrafttretens
herrschten viel Ungewissheit
und Sorge – auch in Freiburg.
Nun zeigt sich aber: Der An-
sturm auf die Sozialämter ist
bislang geringer als erwartet.

Kein Optimismus
In der Stadt Freiburg, deren

Sozialdienst etwa ein Viertel
aller Sozialhilfeempfänger des
Kantons betreut, hat man nur
zum Jahresende einen leichten
Anstieg der Anträge festge-
stellt. «Im Vergleich zum Vor-
jahr sind die Zahlen weiter sta-
bil», sagt Stéphane Blanc, Lei-
ter des städtischen Amts. Wie
2010 seien insgesamt 680 Neu-
anträge erfasst worden. Zwi-
schen Januar und März 2012
hätten sogar dreissig Personen
weniger um Sozialhilfe gebe-
ten als vor einem Jahr.

Optimistisch ist Blanc trotz-
dem nicht. «Es gab zwar keine
Krisensituation», meint er,
«aber im Herbst hatten wir bei
uns einige Fälle von jungen Er-
wachsenen, die nach Ende ih-
rer Ausbildung keinen Job und
damit keinen Lebensunterhalt
hatten.» Mit der neuen Rege-
lung erhalten Studenten oder
jene, die nicht lange genug
ALV-Beiträge eingezahlt ha-

ben, erst nach 120 Tagen Ar-
beitslosengeld. Sie seien ge-
zwungen, so Blanc, jegliche
Stelle und damit auch schlech-
te Arbeitsbedingungen und
Löhne zu akzeptieren.

160 waren akut betroffen
Doch nicht jeder, der 2011

nach Ablauf seiner ALV-Be-
zugszeit ausgesteuert worden
ist, hat sich an eines der 24 So-
zialämter des Kantons Frei-
burg gewandt. Laut dem kan-
tonalen Amt für den Arbeits-
markt (AMA) hat etwa ein
Fünftel nach der Aussteuerung
eine Stelle angenommen.
Doch bei 685 Personen weiss
das Amt nicht, was nach Ab-
lauf ihrer Bezugszeit aus ihnen
geworden ist (siehe mittleren
Kasten). «Einige werden eine
Arbeit gefunden haben, ande-
re haben die Schweiz verlassen
oder kümmern sich um ihre

Familie», vermutet Jean-Marie
Monnerat, Sprecher der AMA.

Klar ist aber, dass bereits in
den ersten Monaten nach Ein-
führung der neuen Regelun-
gen knapp 160 Personen bei
einem Sozialamt angeklopft
haben: 55 im April, 52 im Mai,
27 im Juni und 24 im Juli. «Das
ist etwas weniger, als im Vor-
feld prognostiziert wurde», so
Monnerat. Im Vorfeld der Ge-
setzesrevision war man zu-
nächst von einem Anstieg um
80 bis 100 Sozialfälle pro
Monat ausgegangen. Es sei
aber möglich, dass weitere An-
meldungen später erfolgt
seien, nachdem die Personen
ihre finanziellen Reserven auf-
gebraucht hätten.

Das glaubt auch Jean-Clau-
de Simonet, wissenschaftli-
cher Mitarbeiter des kanton-
alen Sozialamtes (KSA): «Es ist
davon auszugehen, dass des-

halb im Oktober oder Novem-
ber ein kleiner Anstieg ver-
merkt worden ist. Frühere Stu-
dien haben gezeigt, dass nach
neun Monaten oft die letzten
Reserven aufgebraucht sind.»
Bislang gebe es aber noch kei-
ne genauen Zahlen für das
zweite Halbjahr.

Besseres Rüstwerk
Dass nun weniger Männer

und Frauen Sozialhilfe bean-
spruchen, als im Vorfeld be-
fürchtet wurde, erklärt Simo-
net einerseits mit einem wi-
derstandsfähigen Arbeits-
markt und andererseits mit der
Wirtschaftsstruktur des Kan-
tons. «Wir haben viele KMU,
die die Krise recht gut wegste-
cken konnten», so Simonet.
Statt ihre Angestellten mas-
senhaft zu entlassen, hätten
sich die Firmen mit Kurzarbeit
über Wasser gehalten. Ähnli-

ches habe man auch in den
Kantonen Neuenburg und Ju-
ra festgestellt, während Genfer
und Waadtländer Grossfirmen
eher den Rotstift ansetzten.

Hat sich der Kanton Frei-
burg also zu viel Sorgen ge-
macht? Sind die Auswirkun-
gen der Gesetzesänderung
übertrieben worden? «Nein»,
antwortet darauf der Mitarbei-
ter des KSA, «es hat auf jeden
Fall eine weitere Kostenver-
schiebung stattgefunden.»
Problematisch sei, dass sich
die Situation für Arbeitssu-
chende weiter verschärft habe.
Jedes Mal, wenn die Unterstüt-
zung für ALV- und IV-Bezüger
gekürzt werde, gebe es zusätz-
liche Sozialfälle. «Die Folgen
dieser Kostenabwälzung tre-
ten erst nach und nach in Er-
scheinung», so Simonet. «Aber
es ist wie eine Zeitbombe, die
bereits tickt.»

D er Kanton Freiburg hat
bereits mehrere Mass-
nahmen ergriffen, um

Ausgesteuerte vor dem Abrut-
schen in die Sozialhilfe zu be-
wahren. «2010 sind die RAV-
Mitarbeiter mit jenen, die die
Revision direkt betraf, in Kon-
takt getreten und haben ihnen
die Situation erklärt», so Jean-
Marie Monnerat vom AMA.
Ausgesteuerte haben auch die
Möglichkeit, im Rahmen des
Gesetzes über die Beschäfti-
gung und den Arbeitsmarkt
(BAMG) eine befristete Stelle
bei Vereinigungen, öffentli-
chen Verwaltungen oder in der
Privatwirtschaft vermittelt zu
bekommen. 97 Ausgesteuerte
haben letztes Jahr von diesem
Angebot profitiert.

Neben den speziell auf die
Gesetzesrevision hin geplan-
ten Massnahmen gibt es auch
andere Programme und Un-
terstützungen für jene, die
nach Ablauf ihrer Bezugszeit
keine Arbeitsstelle gefunden
haben. Nach wie vor beson-

ders betroffen seien junge Er-
wachsene, Alleinerziehende
und ältere Menschen, so Jean-
Claude Simonet vom kanto -
nalen Sozialamt. «Für diese
Kategorien muss in Zukunft
noch mehr getan werden.»

Sozialdienste skeptisch
Eine neue Zusammenarbeit

zwischen den RAV und den
Sozialämtern des Kantons soll
ab Sommer zustande kom-
men. Dabei kümmern sich je
ein Sozialarbeiter und ein
RAV-Mitarbeiter um jene Sozi-
alhilfeempfänger, die erfolglos
auf Arbeitssuche sind. 

Doch Stéphane Blanc vom
Freiburger Sozialdienst ist
skeptisch, ob eine neue Struk-
tur tatsächlich den Bedürfnis-
sen entspricht: «Ich hätte mir
eher gewünscht, mehr Sozial-
arbeiter vor Ort zu haben, an-
statt eine weitere Fachperson
in die Beratungen mit einzu-
beziehen.» Man müsse nun
aber abwarten, wie sich die
Zusammenarbeit bewähre. cf

Massnahmen: Neue Plattform 
für Sozialhilfeempfänger geplant

G egenüber dem Vorjahr
hat es einen Anstieg
der Neuanmeldungen

für materielle Hilfe gegeben»,
sagt Isabelle Bohrer, Leiterin
der Sozialhilfe Murten. Haben
2010 53 Personen Anfragen ge-
stellt, waren es 2011 zehn Per-
sonen mehr. 

Allerdings sei es kaum mög-
lich zu sagen, ob der Anstieg
alleine auf die Gesetzesrevi-
sion zurückzuführen ist. «Es
sind tatsächlich einige Perso-
nen zu uns gekommen, die oh-
ne die Revision vom April noch
Anspruch auf Taggelder ge-
habt hätten», so Bohrer. Doch
häufig führten neben dem
Wegfall von Arbeitslosengeld
auch noch andere Faktoren
zur Bedürftigkeit.

Im Sensebezirk gab es einen
überall spürbaren, wenn auch
nicht dramatischen Anstieg
der Anfragen bei den Sozial-
diensten. Beim Düdinger Sozi-
alamt sind 2011 74 neue Dos-
siers eröffnet worden; das sind
14 mehr als im Vorjahr. «Bei

zurzeit rund hundert Fällen
mit materieller Sozialhilfe sind
sechs bis zehn zusätzliche An-
tragsteller bemerkenswert»,
findet Stellenleiter Hansueli
Krummen.

Steigende Kosten
Der Sozialdienst Wünnewil-

Flamatt und Überstorf betreut
zurzeit 110 Sozialhilfebezie-
her. Das seien 13 mehr als
2010, erklärt Leiterin Karin
Borter. Insgesamt habe man
im letzten Jahr 53 Neuzugän-
ger registriert, davon waren 18
Personen Ausgesteuerte.
Knapp zwanzig Prozent mehr
Dossiers musste auch der Sozi-
aldienst Sense-Oberland im
letzten Jahr betreuen – was
sich auch auf die Ausgaben
ausgewirkt hat (siehe FN vom
Samstag). Alle Stellenleiter
sind sich aber einig: Die revi-
dierte Arbeitslosenversiche-
rung ist nicht an allen neuen
Sozialfällen schuld – doch sie
hat die Situation der Bedürfti-
gen noch verschärft. cf

See- und Sensebezirk: Spürbarer, 
aber kein dramatischer Anstieg

Zahlen und Fakten
200 000 Taggelder
weniger ausgezahlt
Mit Inkrafttreten des neuen
Arbeitslosengesetzes im
April 2011 sind 340 Personen
mehr ausgesteuert worden
als im Jahr zuvor. Ansonsten
ist ihre Anzahl stabil geblie-
ben. Einzig im Mai und im
August lag die Quote höher
als 2010. 22 Prozent haben
nach ihrer Aussteuerung ei-
ne Stelle gefunden, und 29
Prozent waren weiter in ei-
nem Arbeitsvermittlungs-
zentrum gemeldet. Bei 49
Prozent fehlen jegliche An-
gaben zu ihrer Situation. Die
Arbeitslosenquote lag letztes
Jahr im Durchschnitt bei 2,6
Prozent (2010: 3,2 Prozent),
jene der Stellensuchenden
bei 4,9 Prozent (2010: 5,6
Prozent). Gegenüber 2010
wurden 200 000 Taggelder
weniger ausgezahlt 
(784 000 statt einer Milli-
on) – was sich auch auf die
Ausgaben der Arbeitslosen-
kasse ausgewirkt hat. cf

Wenn die Geldreserven aufgebraucht sind, ist der Gang zum Sozialdienst der letzte Ausweg. Bild Aldo Ellena/a

Gewerkschaften
sorgen sich um
Service public
Die Vereinigung der Perso-
nalverbände (Fede) sorgt
sich nach den angekündig-
ten Umstrukturierungen
des Freiburger Spitals um
das Pflegepersonal.

FREIBURG Das Pflegepersonal
werde einem immer unerträg-
licheren Druck ausgesetzt,
schreibt Fede in einer Mittei-
lung. Die Vereinigung erwartet
von einem Service public, dass
dieser für die ganze Bevölke-
rung von Freiburg bis Jaun gilt.
Diese Mission sei durch die
«aktuellen Abwege» ernsthaft
infrage gestellt, heisst es.

Die Fede zitiert den Verwal-
tungsratspräsidenten des Frei-
burgers Spitals, Philippe Me-
noud, der von einem unterneh-
merischen Service public
spricht. «Mit dieser Erklärung
spielt Herr Menoud den
Brandstifter», schreibt die Fe-
de. Bereits durch die neue Spi-
talfinanzierung seien die Betei-
ligten ohnehin bereits destabi-
lisiert. Der neuerliche Druck
erlaube es dem Personal nicht
mehr, seine Arbeit korrekt aus-
zuführen, so die Mitteilung. Als
Konsequenz fordert die Fede,
dass alle Partner im Kanton
sich zusammentun, um den
Schaden so klein wie möglich
zu halten und Lösungen zur Er-
haltung der Pflegequalität und
erträglicher Arbeitsbedingun-
gen zu finden. uh

Klares
Bekenntnis zur
«Seisler Mäss»
2015 soll im Sensebezirk
die erste Sensler Gewerbe-
ausstellung stattfinden.
Die Mitglieder des Gewer-
beverbandes haben dem
Grundsatzentscheid klar
zugestimmt.

IMELDA RUFFIEUX

DÜDINGEN Mit 72 Ja- zu einer
Nein-Stimme und zwölf Ent-
haltungen hat sich eine Mehr-
heit der Mitglieder des Gewer-
beverbandes Sense im Grund-
satz für die Durchführung der
«Seisler Mäss» im Jahr 2015
ausgesprochen. Der Entscheid
fiel an der gestrigen General-
versammlung des Gewerbe-
verbandes Sense in Düdingen
diskussionslos. Vize-Präsident
Benno Oberson hat das Kon-
zept, das er im Auftrag der bei-
den Organisationspartner –
des Gewerbeverbands und der
Region Sense – erarbeitet hat,
im Detail vorgestellt (siehe
auch FN vom 21. April).

Definitiver Entscheid
in einem Jahr

Die «Seisler Mäss» soll über
das Auffahrtswochenende
2015 in Tafers stattfinden, rund
300 Aussteller umfassen und
etwa 50 000 Besucher anzie-
hen. Sie soll mehr sein als
«nur» eine Gewerbeausstel-
lung: Der Grossanlass soll Be-
wegung in den Bezirk bringen,
wie Benno Oberson sagte. Ob
diese Premiere in drei Jahren
dann auch tatsächlich stattfin-
det, ist noch nicht klar. Erst,
wenn bis in einem Jahr genü-
gend provisorische Anmel-
dungen vorliegen, geht die Pla-
nung weiter. Bis dahin sucht
der Ausschuss bereits Mitglie-
der für das Organisationskomi-
tee und einen OK-Präsidenten.


